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Abstract: Die Konturen dessen, was unter E-Government zu verstehen ist, zeich-
nen sich in der letzten Zeit immer deutlich ab. Dabei lassen sich unter anderem die 
Teleadministration und die Telepartizipation als zentrale Anwendungsfelder unter-
scheiden. Die Instrumente aus dem erstgenannten Bereich sollen vor allem dazu 
dienen, die Kundenorientierung, die Effektivität und die Effizienz des Verwal-
tungshandelns zu verbessern, die aus dem zweitgenannten vor allem dazu, die de-
mokratische Legitimation und Transparenz politisch-administrativer Prozesse zu 
erhöhen. Während die Partizipationsaspekte von E-Government auf der Ebene der 
theoretischen Reflexion eine große Resonanz erfahren, spielen sie in den konkreten 
Planungen und Projekten, mit denen E-Government auf den unterschiedlichen E-
benen des föderalen Systems der Bundesrepublik Deutschland eingeführt werden 
soll, nur eine untergeordnete Rolle. Dies könnte sich langfristig aber als Fehler er-
weisen, denn die Entfaltung der demokratischen Potentiale der Netzkommunikati-
on an der Schnittstelle von Staat und Gesellschaft bietet neue Chancen, sowohl die 
Strukturen und Prozesse des politisch-administrativen Systems als auch die kultu-
rellen Voraussetzungen seines dauerhaften Funktionierens an veränderte gesell-
schaftliche Anforderungen anzupassen. 

1 E-Government als Teleadministration, Telepartizipation und Reg-
organisation in den Formen von Information, Kommunikation und 
Transaktion 

Im Memorandum zum E-Government vom September 2000 wird Government gekenn-
zeichnet als „Regieren und Verwalten unter Einschluss der demokratischen Prozesse“ 
[M00: 36] und Electronic Government daher folgerichtig als die „Durchführung von 
Prozessen der öffentlichen Willensbildung, der Entscheidung und der Leistungserstel-
lung in Politik, Staat und Verwaltung unter sehr intensiver Nutzung  der Informations-
technik“ [M00: 3]. In den entsprechenden Konkretisierungen werden die Bereitstellung 
„neuer Bürgerdienste“ und „Serviceverbesserungen gegenüber der Wirtschaft“ [M00: 4], 
eine „gesteigerte Partizipation der Bürger an öffentlichen Angelegenheiten“ im Sinne 
eines reflektierten Verständnisses von „elektronischer Demokratie“
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 [M00: 14] und die „Reorganisation“ der Arbeitsprozesse [M00: 16] unter Nutzung der 
IT als „Organisationstechnik“ [M00: 14] als zentrale Aspekte in den Vordergrund ge-
rückt. Damit markiert das Memorandum drei zentrale Anwendungsfelder bzw. Gestal-
tungsfelder von E-Government, die man unter die Begriffe der Teleadministration, der 
Telepartizipation und der Reorganisation von Arbeitsprozessen subsumieren kann. 

Teleadministration – oder Electronic Administration – steht dabei für die IT-gestützte 
Abwicklung von Prozessen an der Schnittstelle von Verwaltung und Verwaltungsklientel 
(Bürger, Unternehmen), an der Schnittstelle von Verwaltung und ihren Geschäftspart-
nern (insb. im Ausschreibungs- und Beschaffungswesen) sowie in der gemeinsamen 
Aufgabenerfüllung, wie sie etwa in Public Private Partnership-Projekten praktiziert wer-
den kann. Unter Telepartizipation – oder Electronic Democracy – ist die Mitwirkung von 
Bürgern an der politischen Willensbildung zu verstehen, welche idealtypisch in die Stu-
fen der Aufnahme von politischen bzw. politisch relevanten Informationen, des politi-
schen Diskurses zum Abgleich unterschiedlicher Problemwahrnehmungen und Interes-
sen sowie der Vollendung des Willensbildungsprozesses durch die politische Entschei-
dung unterteilt werden kann [siehe etwa Ke97: 43 ff]. Im Bereich der Reorganisation – 
bzw. des organisatorischen Reengineering – in dem die IT als “Enabler für neuartige 
organisatorische Konzepte” wirken sollen [Ln00: 170], treffen sich das Konzept des E-
Government und das auf binnenstrukturelle Innovationen ausgerichtete Neue Steue-
rungsmodell. 

In den Ausführungen zum Gegenstandsbereich wird im Memorandum auch bereits die 
mehrdimensionale Stossrichtung von E-Government deutlich: Während die Einführung 
von Teleadministrationsanwendungen vor allem im Interesse einer verbesserten Kun-
denorientierung und einer gesteigerten Effektivität und Effizienz des Verwaltungshan-
delns erfolgen soll, wird die Einführung von Telepartizipationsanwendungen insbeson-
dere mit dem Ziel einer Erhöhung der demokratischen Legitimation und Transparenz 
politisch-administrativer Prozesse verbunden. Die neuen IT sollen dabei als Katalysator 
wirken und die partiell widerstreitenden Anforderungen miteinander versöhnen. In die-
sem Sinne führen die Verfasser des Memorandums aus: „Wenn man das Zielsystem der 
Verwaltung voll in den Blick nimmt, zeigt es sich, wie groß das Potenzial von Electronic 
Government ist. Über die Steigerung von Effizienz hinaus können alle wünschenswerten 
Ziele der Modernisierung von Staat und Verwaltung gefördert werden. Auch der Effek-
tivität und Transparenz der staatlichen Leistungserstellung sowie der Förderung demo-
kratischer Mitwirkung kann dies zugute kommen [M00: 7].“ 

2 Telepartizipation als zentraler Aspekt von E-Government 

Die neuen Chancen, welche die Netzkommunikation zur Unterstützung und Abwicklung 
demokratischer Prozesse bietet, beschäftigen die Fantasie der Theoretiker schon seit 
geraumer Zeit [siehe etwa Ha97 und Wn01: 140 ff]. Die politische Praxis wird dieser 
breiten und vielfältigen theoretischen Reflexion jedoch bisher kaum gerecht. Zwar ist 
das Internet im Bereich der zivilgesellschaftlichen Politik zu einem nicht mehr wegzu-
denkenden Faktor geworden, an der Schnittstelle zwischen politisch-administrativem 
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System und Gesellschaft spielen entsprechende Anwendungen aber nach wie vor nur 
eine untergeordnete Rolle. Die Angebote konzentrieren sich zudem weitgehend auf die 
unterste Stufe des demokratischen Willensbildungsprozesses, etwa indem Bürgerinnen 
und Bürgern politische Programme, Sitzungsprotokolle, Gutachten oder Planungsunter-
lagen über das Netz zugänglich gemacht werden. Schon der Schritt von der digitalen 
Bereitstellung politischer Information zur IT-gestützten Kommunikation zum Zwecke 
der demokratischen Entscheidungsfindung wird in den meisten Fällen nur zögerlich 
getan. Und was die Entscheidungsphase selbst betrifft – also insbesondere die netzba-
sierte Durchführung von Wahlen und Abstimmungen – ist man bis auf wenige Ausnah-
men in eher marginalen Bereichen über das Versuchsstadium noch nicht hinausgelangt. 
Exemplarisch verwiesen sei hier nur auf die rechtsverbindlichen Wahlen zu den Selbst-
verwaltungsorganen der Studierendenschaft an der Universität Osnabrück, die im Febru-
ar 2000 durchgeführt worden sind, auf die rechtsverbindliche Jugendgemeideratswahl in 
der Stadt Fellbach, welche im Juni 2001 stattfand, und auf die rechtsverbindliche Perso-
nalratswahl, welche im Mai 2002 im Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik 
Brandenburg abgehalten worden ist [siehe Ot01: 73 ff und Wi02: 25 ff]. Der letztge-
nannte Befund korrespondiert mit dem Umstand, dass in den einschlägigen Förderpro-
grammen Aspekten der Telepartizipation kein so großer Stellenwert eingeräumt worden 
ist wie Aspekten der Teleadministration. Deutlich wurde dies unter anderem auch in der 
Ausgestaltung der Initiative Media@komm und in den Schwerpunktsetzungen, welche 
im Rahmen von BundOnline2005 gewählt worden sind. 

Einiges spricht dafür, dass sich eine solche Zurückhaltung auf die Dauer als Fehler er-
weisen könnte. Denn hier geht es um weit mehr als nur um die Schaffung eines neuen 
Instruments, mit dem Wahlenstimmen in größerer räumlicher und zeitlicher Flexibilität – 
also etwa vom heimischen PC oder vom Urlaubsort aus und rund um die Uhr – auf den 
Weg gebracht werden können. Hier ergibt sich nämlich die Möglichkeit, den informati-
onstechnischen Fortschritt produktiv zu machen, um das primär repräsentativ ausgerich-
tete System der Bundesrepublik Deutschland sukzessive und im Rahmen von Lernpro-
zessen nach dem Prinzip von Versuch und Irrtum in dazu geeigneten Bereichen um ple-
biszitäre Momente anzureichern. Denn wo die infrastrukturellen Voraussetzungen für 
elektronische Wahlen vorliegen, können auch elektronische Abstimmungen in Sachfra-
gen durchgeführt werden. Auch die netzgestützte Abwicklung von dialogorientierten 
bzw. deliberativen Verfahren – also etwa von Diskursen, von Mediationsprozessen oder 
von Planungszellenverfahren zur Erstellung von Bürgergutachten – sollte als Erweite-
rung des herkömmlichen Entscheidungsinstrumentariums in Betracht gezogen werden. 
Denn wenn die Anreicherung der Verfahren der repräsentativen Entscheidungsfindung 
um plebiszitäre und vielleicht auch deliberative Elemente gelingen sollte, würden sich 
nicht nur neue Chancen bieten, um die Qualität und Akzeptanz politischer Entschei-
dungsprozesse zu erhöhen und die Voraussetzungen für die Umsetzung der Leitbilder 
von Public Governance und Bürgerkommune zu verbessern. Es würden sich auch zusätz-
liche Möglichkeiten ergeben, um Verantwortungsrollen zu schaffen, die politisch 
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und sozial integrierend wirken. Und auf diese Weise könnte man sowohl der Steue-
rungskrise und der Legitimationskrise entgegenwirken, die der modernen Demokratie 
mit zunehmender Globalisierung und Ausdifferenzierung sozialer Beziehungen immer 
mehr zu schaffen machen [siehe etwa Wn99: 14 ff], als auch einen Beitrag zur Korrektur 
von Fehlentwicklungen im sozialpsychologischen Wertehaushalt der Gesellschaft leis-
ten, welche ihren Niederschlag unter anderem in einer immer weiter um sich greifenden 
Politikverdrossenheit finden [siehe etwa Kl95]. 
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